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83. Sitzung des Innenausschuss des Deutschen Bundestages

am 16. Januar 2002

Öffentliche Anhörung zu dem
a) Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Gesetzes zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthalts und der Integration von Unionsbürgern und Ausländern (Zuwanderungsgesetz)

– Drucksache 14/7387 –

b) Gesetzentwurf des Bundesrates

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Asylverfahrensgesetzes

– Drucksache 14/7465 –

c) Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Guido Westerwelle u.a. und der Fraktion der FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Zuwanderung

– Drucksache 14/3679 –

d) Antrag der Abgeordneten Wolfgang Bosbach u.a. und der Fraktion der CDU/CSU

Umfassendes Gesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung sowie zur Förderung der Integration jetzt vorlegen

– Drucksache 14/6641 –

e) Antrag der Abgeordneten Dr. Guido Westerwelle u.a. und der Fraktion der FDP

"Berliner Rede" des Bundespräsidenten umsetzen – Zuwanderung nach Deutschland verbindlich regeln

– Drucksache 14/3697 –

f) Antrag der Fraktion der PDS

Einwanderung und Flüchtlingsschutz menschenrechtlich gestalten

– Drucksache 14/7810 –

Stellungnahme 

I. Thesen

1. Die Vorlage eines komplett neuen Aufenthaltsgesetzes ist nur der Versuch, das erklärte politische Ziel der Erleichterung der Zuwanderung zum Zwecke der Erwerbstätigkeit und für humanitäre Flüchtlinge in einem umfangreichen, kaum durchschaubaren neuen Paragraphendschungel zu verstecken, um den politischen Streit auf unzählige (nicht unwichtige) Regelungsprobleme abzulenken und für allfällige Kompromisse ein nahezu unbegrenztes Änderungspotenzial anbieten zu können.

2. Inhaltlich geht der Entwurf eines neuen Aufenthaltsgesetzes nicht nur vom System, sondern auch von der inhaltlichen Regelungstendenz her einen deutlichen Schritt zurück in das "liberalere" Aufenthaltsrecht aus der Zeit vor 1990.

3. Die vorgesehene neuerliche Totalersetzung des Ausländergesetzes nach nur 12 Jahren wird das pure Gegenteil einer Vereinfachung und Beschleunigung bewirken. Einarbeitungsprobleme und Auslegungsschwierigkeiten werden die Verwaltungen und die Gerichte auf Jahre hinaus beschäftigen.

4. Die Abschaffung der Weisungsfreiheit der Einzelentscheider  und des  Bundesbeauftragten für Asylangelegenheiten hat gravierende Nachteile.

5. Statt der vielen, teils zu weit gehenden und teils unbestimmten Ausnahmen des Entwurfs ist die Einführung einer allgemeinen "Härtefallklausel" im Sinne einer Ermessensgeneralklausel zur Herbeiführung von Einzelfallgerechtigkeit eine erwägenswerte Alternative. Nur die obersten Landesbehörden (Innenministerien) ‑ ggf. im Einverständnis mit dem Bundesminister des Innern ‑ dürften hierzu ermächtigt werden.

6. Für das Asylrecht und humanitäre Aufenthaltsrechte muss im Übrigen eine strikte Rechtsbindung auch künftig absoluten Vorrang haben.

7. Die Erweiterung des sog. kleinen Asyls (Abschiebungsschutz nach § 51 Abs. 1 AuslG) auf Fälle nichtstaatlicher und geschlechtsspezifischer Verfolgung ist als eine Erweiterung der Asylgründe zu verstehen und zu bezeichnen. Sie ist  - auch völkerrechtlich - nicht geboten. 

8. Die Ausweitung der Asylgründe und die Legalisierung des Aufenthalts für Ausländer, die kein Asylrecht, aber humanitären Abschiebungsschutz erhalten, wird eine zuzugsfördernde Signalwirkung (Pull-Effekt) auslösen.

9. Die Einbeziehung aller privaten, im Ausland drohenden Gefahren in den Schutzbereich des sog. kleinen Asyls führt ferner zu einer konturenlosen Ausdehnung des Asyl​antragsbegriffs und damit zugleich der Zuständigkeit des Bundesamts.

10. Diese Regelungen konterkarieren die Bezeichnung als Zuwanderungsbegrenzungsgesetz. In der vorliegenden Fassung des Entwurfs handelt es sich um ein umfassendes Einwanderungserleichterungsgesetz für nicht politisch verfolgte Ausländer, die aus anderen Gründen humanitären Abschiebungsschutz erhalten.  Der Entwurf geht damit  auch weit über die Beseitigung einer vom Bundesinnenminister zuletzt reklamierten "Statuslücke" insbesondere für Bürgerkriegsfüchtlinge hinaus.

II. Einzelkritik

1. Gesamtbewertung der Anträge und Entwürfe

Bei einer vergleichenden Bewertung der vorliegenden Anträge und Entwürfe überwiegen die feststellbaren Differenzen bei Weitem das Maß der (vielfach eher verbalen) Gemeinsamkeiten.

Insbesondere wird der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN den Forderungen nach einem inhaltlichen Gesamtkonzept der CDU/CSU-Fraktion und einer Gesamtquote für die jährliche Zuwanderung des FDP-Entwurfs schon im Ansatz nicht gerecht.

Der Koalitionsentwurf erreicht nur eines der von ihm genannten Ziele, nämlich die Erleichterung der Zuwanderung zum Zweck der Erwerbstätigkeit. Im Übrigen steuert er aber weder Zuwanderung besser als bisher noch begrenzt er sie mehr als das geltende Recht. Ganz im Gegenteil werden die Rechtsgründe für die Gewährung asylrechtlichen Schutzes auf nichtstaatliche und private Verfolgung erweitert, die Legalisierung illegaler Zuwanderung erleichtert – und zwar weit über die Beseitigung von "Statuslücken" für langjährig und nicht nur vorübergehend geduldete Ausländer hinaus gehend -, der Familiennachzug erheblich ausgeweitet und die Verfestigung eines einmal erlaubten Aufenthalts zu einem Daueraufenthalt wesentlich erleichtert und beschleunigt.

Die vom Bundesrat in seiner Stellungnahme vom 7. Januar 2002 (BR-Drs. 921/01<Beschluss>) vorgeschlagenen überaus zahlreichen, zum Teil auch verschärfenden Änderungen, ändern an dieser Gesamtbeurteilung nur wenig, zumal sie ambivalente und eindeutig weitergehende Ausdehnungen  etwa für - gleich-geschlechtliche Lebensgemeinschaften - enthalten. Die zentralen Forderungen in den Gegenkonzepten und in den Änderungsanträgen der von der CDU/CSU geführten B-Länder sind nicht erfüllt. Sie waren es im Übrigen auch nicht in dem noch wesentlich strikteren Referentenentwurf des BMI, der seinerseits hinter den zentralen Forderungen des Koalitionspartners BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zurückgeblieben war.

Entgegen öffentlichen Bekundungen insbesondere des Bundesinnenministers ist auf der Grundlage des vorliegenden Entwurfs eine Einigung namentlich zwischen den inzwischen festgeschriebenen Forderungen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einerseits und den diametral entgegengesetzten Vorstellungen der CDU/CSU zum asyl- und ausländerrechtlichen Teil des Entwurfs, die zahlreiche weitere Verschärfungen etwa zum Ausweisungsrecht umfassen, nicht vorstellbar. Hinzu kommen die konzeptionellen Differenzen hinsichtlich der Regelung der Arbeitsmigration und das offenkundige Fehlen eines umfassenden Gesamtkonzepts für die nationale und europäische Regelung der  betroffenen Politikbereiche.

2. Vereinfachung und Beschleunigung 

Die Behauptung, durch den Entwurf der Koalition werde das Ausländerrecht vereinfacht und die Asylverfahren würden beschleunigt, trifft bei näherem Hinsehen nicht zu.

Es zwar richtig ‑ und durchaus zu begrüßen ‑, dass die Einreise und der Aufenthalt von Ausländern in dem neuen Aufenthaltsgesetz in einer etwas übersichtlicheren Paragraphenfolge ausgehend von ihrem Zweck geregelt wird. Es stimmt auch, dass die Zahl der Aufenthaltstitel reduziert wird, allerdings nicht ‑ wie immer wieder werbewirksam öffentlich behauptet ‑ auf zwei. Neben der befristeten Aufenthaltserlaubnis (§ 7) und der unbefristeten, grundsätzlich nicht weiter einschränkbaren Niederlassungserlaubnis (§ 9) gibt es auch weiterhin das Visum, die Aufenthaltsgestattung für Asylerstantragsteller (§ 55 AsylVfG). Daneben kommt auch der Entwurf weiterhin nicht ohne eine Erlaubnisfiktion aus, nunmehr allerdings angereichert um eine "Fiktionsbescheinigung" (§ 81 Abs. 3). Trotz aller gegenteiliger Propaganda wird auch die im juristischen Sprachgebrauch üblicherweise Duldung genannte Aussetzung der Abschiebung nicht abgeschafft, nicht einmal das dafür sinnvoller Weise vorgesehene - den Ausländer bei Kontrollen schützende - Schriftstück, das jetzt  Bescheinigung heißt (§ 60 Abs. 11 Satz 3 und 4). Was abgeschafft wird, ist die Duldung als Bleiberecht für einige Fallgruppen des temporären Abschiebungsschutzes.  Was wegfällt, sind die - in der Tat wohl entbehrliche - für einen vorübergehenden Aufenthaltszweck vorgesehene Aufenthaltsbewilligung (§ 28 AuslG), die speziell für Bürgerkriegs- und andere humanitäre Flüchtlinge geschaffene Aufenthaltsbefugnis (§ 30 AuslG) sowie die unbefristete Aufenthaltserlaubnis (§ 24 AuslG) als Vorstufe für die der Niederlassungserlaubnis entsprechende bisherige Aufenthaltsberechtigung (§ 27 AuslG). 

Die in der Reduzierung der Anzahl der Aufenthaltstitel liegende "Vereinfachung" wird im praktischen Vollzug zu einem gut Teil bereits dadurch hinfällig werden, dass bei der Regelung der einzelnen Aufenthaltszwecke entsprechend komplizierte Einschränkungs- und Befristungsregelungen vorgesehen sind, um annähernd gleiche oder ähnliche differenzierte Rechtsfolgenwirkungen zu erreichen. Verloren geht das mit den unterschiedlichen Aufenthaltstiteln nach altem Recht in erster Linie verfolgte Ziel der Differenzierung zwischen den Aufenthaltstiteln und einem darauf aufbauenden System der Aufenthaltsverfestigung bis hin zur höchsten Stufe der Aufenthaltsberechtigung. Der Entwurf erklärt nicht, was daran im Einzelnen schlecht gewesen sein soll. Und er teilt nicht mit, dass er selbst nur weder in das - überein-stimmend für korrekturbedürftig gehaltene - System des Ausländergesetzes 1965 zurückfällt, welches CDU/CSU, FDP und SPD durch das Ausländergesetz 1990 gemeinsam abgeschafft haben. 

Die Kritik am gegenwärtigen Sys​tem richtet sich denn auch inhaltlich nicht gegen die Überdifferenzierung durch die Zahl der gesetzlich vorgesehen Typen von Aufenthaltsgenehmigungen als solche,  sondern gegen die mit ihnen verknüpften materiellen Aufenthaltsregelungen und die Praxis der Vorenthaltung der Aufenthaltsbefugnis für Bürgerkriegsflüchtlinge nach § 32 a AuslG und für lediglich geduldete, aus humanitären Gründen nach § 53 Abs. 4 und 6, § 54 AuslG temporär bleibeberechtigte Ausländer, die längere Zeit nicht zurückkehren können.
Eine wesentliche Vereinfachung des Ausländerrechts wäre nur unter Verzicht auf die gewachsene und gerade in den letzten Jahren ständig verfeinerte Regelungsdichte zu erreichen.

Die vorgesehene neuerliche Totalersetzung des Ausländergesetzes 1990 durch ein Aufenthaltsgesetz 2002 (und des Aufenthaltsgesetzes/EWG durch ein Freizügigkeitsgesetz/EU) wird das pure Gegenteil einer Vereinfachung und Beschleunigung bewirken. Eine Komplizierung des Gesetzesvollzugs, Rechtsunsicherheit und neue, lange Grundsatzstreitigkeiten in Verwaltungs- und Gerichtsverfahren – auch über bisher schon entschiedene Streitfragen - sind zu erwarten, wenn das  Ausländergesetz  1990 nach nur 12 Jahren ‑ mit  weit über 10 Änderungsgesetzen ‑ durch ein bis in Details neues Recht ‑ ohne erkennbare zwingende Notwendigkeit – abgelöst werden sollte. Die Einarbeitungsprobleme und Auslegungsschwierigkeiten werden die Verwaltungen und die Gerichte auf Jahre hinaus beschäftigen und den bisher mühsam erreichten, noch immer unvollständigen Stand der Rechtssicherheit bei der Auslegung und Anwendung des geltenden Rechts praktisch aufgeben. Die ungewöhnlich zahlreichen Änderungsanträge in der Stellungnahme des Bundesrats zeigen außerdem, dass das neue Regelungswerk mit noch heißerer Nadel als das Ausländergesetz 1990 gestrickt und mit Sicherheit mit bisher noch unerkannten Auslegungsminen und Rechtsanwendungsfallen gespickt sein dürfte. Das wird aller Voraussicht nach zu einer deutlichen Erschwerung und Verzögerung von Verwaltungs- und Gerichtsverfahren führen und den ohnehin defizitären Vollzug zusätzlich behindern. 

Nicht viel besser steht es um die vollmundig angekündigte Beschleunigung der Asylverfahren: 

Durch die Abschaffung der Weisungsfreiheit der Einzelentscheider beim Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge wird keine einzige individuelle Antragsprüfung mit Anhörung des Antragstellers schneller abgearbeitet, erst recht nicht durch die gleichzeitige Abschaffung von  Mindestqualifikationsanforderungen (nach § 5 Abs. 2 Satz 2 AsylVfG) an die Entscheider, die überdies nach dem Entwurf einer Verfahrensrichtlinie (Vorschlag der EU-Kommission für eine Richtlinie des Rates über Mindestnormen für Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung oder Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft) EU-weit in erheblich gesteigerter Form (wieder) eingeführt werden müssten. 

Die mit der Aufhebung der Weisungsfreiheit mögliche Abschaffung des ‑ die parlamentarische Verantwortlichkeit des Bundesinnenministers für Asylentscheidungen gewährleistende ‑ Institution des Bundesbeauftragten für Asylangelegenheiten (§ 6 AsylVfG) werden allerdings die Verwaltungsgerichte künftig  von Asylverfahren entlastet, die auf Beanstandungsklagen und Rechtsmittel des Bundesbeauftragten für Asylangelegenheiten gegen positive Anerkennungsbescheide des Bundesamts und ‑ nach der Praxis des Bundesbeauftragten bis vor etwa einem Jahr nahezu ausschließlich ‑ gegen anerkennende Entscheidungen der verwaltungsgerichtlichen Instanzen gerichtet waren. Vor allem diese als einseitig empfundene Klage- und Rechtsmittelpraxis haben Rechtsanwälte und Füchtlingsorganisationen angegriffen. Sie ist aber politisch vom jeweiligen Bundesminister des Innern zu verantworten. Dessen Asylpolitik war und ist in Wahrheit Gegenstand der Angriffe.

Das von der Süssmuth-Kommission empfohlene Gegenmodell zu dem schon als 

§ 35 AuslG 1965 geltenden Recht hat gravierende Nachteile. Es begründet nicht nur die von der Kommission befürwortete politische Verantwortlichkeit des Bundesinnenministers für jede Einzelfallentscheidung, sondern setzt diese zugleich unmittelbarer politischer Einflussnahme aus, ohne die Überprüfung jeder - auch stattgebender - Einzelentscheidung im Streitfall letztlich den Verwaltungsgerichten zu überantworten. Das könnte - auch im Hinblick auf denkbare außenpolitische Rücksichten des Bundesinneministers als Mitglied der Bundesregierung - zuweilen nachteilig sein. Ebenfalls nachteilig wird sich das Fehlen der Institution des Bundesbeauftragten auswirken, soweit er einer Zersplitterung der Rechtsprechung in den Instanzen entgegengewirkt und zahlreiche wichtige Verfahren zur Herstellung und Wahrung der Rechtseinheit vor die Oberverwaltungsgerichte und das Bundesverwaltungsgericht gebracht hat. Die Kritiker des Bundesbeauftragten vergessen stets zu erwähnen, welch ungewöhnlich hohe Erfolgsquote dessen Rechtmittel erzielen, meist weit über 50%.  Seine Funktion als "Initiativkontrolleur" der Instanzrechtsprechung müsste bei einem geänderten System künftig das Bundesamt selbst übernehmen und in weit höherem Maße als gegenwärtig Rechtsmittel einlegen. Der Entlastungseffekt träte letztlich nur durch den Wegfall der Beanstandungsklagen des Bundesbeauftragten gegen positive Anerkennungs- und Abschiebungsschutzentscheidungen ein. Damit erreichen die Gegnern der geltenden Regelung ihr wichtigstes Ziel; die bisher im öffentlichen Interesse vorgesehene Kontrolle der Asylpraxis des Bundesamts durch die Gerichte wird liquidiert.

Die vorgesehene Installierung des sog. originären Einzelrichters (Art. 3 Nr. 45) statt des 1993 eingeführten "Soll-in-der-Regel-"-Einzelrichters (§ 76 Abs. 1 AsylVfG) könnte zur weiteren Beschleunigung der ohnehin schon zu über 80 % von Einzelrichtern entschiedenen Asylverfahren nichts beitragen. Das entspricht jedenfalls der Auffassung des Bundes Deutscher Verwaltungsrichter und Verwaltungsrichterinnen und der Präsidenten der Oberverwaltungsgerichte. Es ist deshalb zu begrüßen, dass der Bundesrat ‑ mit weitergehender zutreffender Begründung ‑ die Streichung der in Art. 3 Nr. 45 vorgesehenen Änderung empfiehlt (vgl. Stellungnahme BR-Drs. 921/01 <Beschluss> Nr. 81). 

Weitere Beschleunigungsmaßnahmen sieht der Entwurf nicht vor. 

Dagegen könnten Erledigungskapazitäten des Bundesamts und der Gerichte mit der Folge steigender Verfahrenslaufzeiten durch folgende kontraproduktiven Neuregelungen in Anspruch genommen werden: zum einen durch die Einführung einer - an sich sinnvollen - obligatorischen Widerrufs- und Rücknahmeprüfung nach dem neuen § 73 Abs. 2 a AsylVfG (Art. 3 Nr. 44 b) sowie zum anderen durch die Fiktion von Asylanträgen für Familienmitglieder nach dem neuen § 14 a AsylVfG (Art. 3 Nr. 10). Für beide Problembereiche sind einfachere Lösungsansätze denkbar. So könnte - unabhängig davon, dass die Gewährung einer der Aufenthaltsberechtigung entsprechenden Niederlassungserlaubnis gem. § 26 Abs. 3 AufenthG-Entwurf schon nach drei Jahren verfehlt erscheint - an die Stelle der obligatorischen Widerrufsprüfung eine Anfrage der Ausländerbehörde an das Bundesamt treten, ob die Einleitung eines Widerrufs- oder Rücknahmeverfahrens in Betracht kommt, bevor eine Aufenthaltserlaubnis weiter verlängert oder eine Niederlassungserlaubnis erstmals erteilt werden darf. Zur Vermeidung missbräuchlicher sukzessiver Asylantragstellungen im Familienverbund würde es ausreichen und wäre es effektiver, gesetzliche Ausschlussfristen für die Asylantragstellung einzuführen. 

3. Humanitäre Flexibilität und Rechtssicherheit im Ausländer- und Asylrecht

3.1 Schutzsystem

Dem geltenden Ausländer- und Asylrecht liegt ein differenziertes Regelungs- und Schutzsystem zur Wahrung der humanitären Verpflichtungen zugrunde. Diese ergeben sich ‑ national ‑ aus dem Individualgrundrecht auf Asyl nach Art. 16 a GG und ‑ international ‑ aus als Bundesrecht geltenden völkerrechtlichen Verträgen, vornehmlich dem Abkommen vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (Genfer Flüchtlingskonvention ‑ GFK ‑) und der Europäischen Menschenrechtskonvention ‑ EMRK ‑. Hinzu kommen als geltendes europäisches Gemeinschaftsrecht die Richtlinie 2001/55/EG vom 20. Juli 2001 über "Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen" und im Zuge der vorgesehenen Vergemeinschaftung der Asyl-, Einwanderungs- und Ausländerpolitik (Art. 61 lit. b EGV) künftig voraussichtlich weitere gemeinsame "Mindeststandards" zum Familiennachzug, für das Asylverfahren und ein harmonisiertes materielles Asyl- und Flüchtlingsrecht, welche bisher noch stark umstritten sind. Die Vorschläge der Kommission zu einer ausufernden Regelung der Familienzusammenführung sind auf dem EU-Gipfel von Laeken vorerst abgelehnt worden.

Im geltenden System des Ausländergesetzes 1990 werden die rechtlichen Verhältnisse der Ausländer nahezu lückenlos nach dem Legalitätsprinzip, also nach strikten, zwingenden Rechtsvorschriften gestaltet. Entweder es gibt einen Rechtsanspruch auf die Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung oder diese ist zu versagen; entweder es gibt Abschiebungsschutz durch einen Duldungsanspruch/eine gerichtliche Vollstreckungsaussetzung oder die Ausländerbehörde muss den Ausländer abschieben. Die gleiche Rechtsbindung ‑ mit der weiteren Konsequenz der vollen verwaltungsgerichtlichen Kontrolle ‑ gilt durchgängig für das Asyl- und Flüchtlingsrecht. Nur wer im Entscheidungszeitpunkt (des Bundesamts oder des Gerichts) bei einer Rückkehr in sein Heimatland dort aktuell von politischer Verfolgung betroffen oder als Flüchtling im Sinne der Genfer Konvention anzusehen ist, hat Anspruch auf Anerkennung als Asylberechtigter nach Art. 16 a GG oder als politischer Flüchtling nach § 51 Abs. 1 AuslG.

Dagegen gibt es im Ausländergesetz 1990 nur wenige Bereiche, in denen das Opportunitätsprinzip gilt, in denen der Verwaltung ein Ermessensspielraum bei mehreren rechtlich zulässigen Handlungsalternativen eingeräumt ist, insbesondere bei der Rücknahme oder beim Widerruf von Aufenthaltstiteln und bei einigen Fallgruppen der Ausweisung.

Die beiden Prinzipien unterscheiden sich fundamental: Ermessen kann flexibel und unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles ausgeübt werden, ist aber auch weniger vorhersehbar, willküranfällig und politischer Einflussnahme ausgesetzt, außerdem nur eingeschränkt verwaltungsgerichtlich überprüfbar (vgl. § 114 VwGO). Zwingende Rechtsvorschriften sind hingegen relativ eindeutig und rechtssicher, gewährleisten eine gleichmäßige Gesetzesanwendung und unterliegen der vollen Rechtskontrolle durch die Gerichte. Sie sind aber auch unflexibel und allenfalls über Ausnahmebestimmungen für atypische Einzelfälle angemessen einsetzbar und dann umgehungsanfällig.

Das Ausländergesetz 1965, das mit einer Hand voll wesentlicher Änderungsgesetze immerhin 25 Jahre lang in Kraft gewesen ist, hat das Ausländerrecht in der Tradition des Polizei- und Ordnungsrechts ganz überwiegend nach dem Opportunitätsprinzip gestaltet und der Verwaltung insbesondere bei der Erteilung von Aufenthaltstiteln ‑ übrigens schon damals im Wesentlichen nur zwei: Aufenthaltserlaubnis und Aufenthaltsberechtigung ‑ ein relatives weites Ermessen eingeräumt, das durch Verwaltungsvorschriften des Bundes und interne Erlassregelungen der Länder gesteuert wurde.

Das Ausländergesetz 1990 ist dagegen ‑  im Konsens der damaligen Regierungsparteien CDU/CSU und FDP sowie der Oppositionspartei SPD ‑ nach einem strikten, perfektionierten und komplizierten Anspruchssystem mit relativ wenigen Ausnahmen und wenigen Ermessensermächtigungen umgestaltet worden. Dabei wollte man sicherlich auch und nicht zuletzt mit dem Wildwuchs an unterschiedlichen Entscheidungspraktiken einzelner Ausländerbehörden Schluss machen. Die Rechtsanwendung sollte vereinheitlicht und durch weitestgehend strikte Gesetzesbindung gesteuert werden. Die zur Feinsteuerung vorgesehenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften des Bundes (§ 104 AuslG) wurden immerhin 1995 im Entwurf vorgelegt, aber erst im Oktober 2000 mit Zustimmung des Bundesrats in Kraft gesetzt. Nicht einmal zwei Jahre nach diesem Termin hat das Bundesministerium des Innern den ersten Entwurf eines völlig neuen Aufenthaltsgesetzes vorgelegt.

3.2 Zurück in die Zukunft?

Der neue Entwurf des Aufenthaltsgesetzes geht mit der Einführung zusätzlicher Ausnahme-, Härteklauseln und Ermessensermächtigungen sowie mit der Wiedereinführung von nur zwei Aufenthaltstiteln (jetzt Aufenthaltserlaubnis und Niederlassungserlaubnis) nicht nur vom System, sondern auch von der inhaltlichen Regelungstendenz her einen deutlichen Schritt zurück in das "liberalere" Aufenthaltsrecht aus der Zeit vor 1990. Dabei vereinigt es die Nachteile beider Regelungsmodelle: das vorgeschlagene Aufenthaltsrecht ist trotz der Reduzierung auf nur zwei Aufenthaltstitel nicht weniger kompliziert als das Ausländergesetz 1990, aber ähnlich anfällig für eine rechtlich fragwürdige und uneinheitliche Verwaltungspraxis der lokalen Ausländerbehörden. Die Herausbildung eines Nord-Süd- und/oder eines Ost-West-Gefälles in der Handhabung des Aufenthaltsrechts ist vorprogrammiert. Mit neuen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften der Bundesregierung dürfte frühestens für die Zeit ab 2007 zu rechnen sein. Die Ausländerbehörden wären also so lange wieder auf sich selbst angewiesen; bestenfalls werden sie versuchen, die drängendsten Anwendungsprobleme mit oder gegen die alten VwV zu lösen.

Das neue Aufenthaltsgesetz begründet den neuerlichen Systemwechsel bezeichnenderweise nicht. Er ist auch nicht begründbar, insbesondere nicht mit der im Titel des Gesetzes ausgedrückten Zielsetzung der "Steuerung und Begrenzung" des Zuzugs von Ausländern. Wahrscheinlich ist es nur der - taktisch geschickte -Versuch, das erklärte politische Ziel der Erleichterung der Zuwanderung zum Zwecke der Erwerbstätigkeit und für humanitäre Flüchtlinge in einem umfangreichen, kaum durchschaubaren neuen Paragraphendschungel zu verstecken, um den politischen Streit auf unzählige (nicht unwichtige) Regelungsprobleme abzulenken und für allfällige Kompromisse ein nahezu unbegrenztes Änderungspotenzial anbieten zu können.

3.3 Allgemeine "Härteklausel"?

In der politischen Diskussion, in den Empfehlungen der Unabhängigen Kommission Zuwanderung (Süssmuth-Kommission) wie auch der CDU-Kommission unter der Leitung des saarländischen Ministerpäsidenten (Müller-Kommission) ist übereinstimmend ein Bedürfnis für die Lockerung der strikten Rechtsbindung durch eine allgemeine "Härteklausel" festgestellt worden,  insbesondere zur Abmilderung des zwingend vorgeschriebenen Vollzugs der Abschiebung in besonderen Einzelfällen nur geduldeter Aufenthalte.  Der vorliegende Entwurf eines Aufenthaltsgesetzes unterbreitet hierzu keinen umfassenden Regelungsvorschlag.

Im Entwurf sind bisher - wie im geltenden Recht nach §§ 32, 32 a, 33, 54 AuslG sowie nach dem sog. Kontingentflüchtlingsgesetz - nur allgemeine, generelle Aufnahmeentscheidungen und Bleiberegelungen vorgesehen, die im freien humanitären Ermessen der obersten Landesbehörden liegen; der Entwurf des Aufenthaltsgesetzes  übernimmt diese Regelungen – mit Ausnahme von § 32 a AuslG - in §§ 22, 23 Abs. 1,  60 Abs. 11 und schlägt vor, das Kontingentsflüchtlingsgesetz, von dem bisher praktisch kein Gebrauch gemacht wurde, durch die Regelung nach § 23 Abs. 2 zu ersetzen. Von diesen allgemeinen Aufnahmeermächtigungen haben die Innenminister der Länder nur selten Gebrauch gemacht; das wird sich voraussichtlich nicht ändern. Eine Einzelfall-"Härteklausel" können sie nicht ersetzen.

In der Debatte des Bundesrats am 20. Dezember 2001 ist das Problem noch einmal deutlich von den Ministerpräsidenten Gabriel und Müller angesprochen und diskutiert worden. Ministerpräsident Müller sieht die Schwierigkeiten einer generellen rechtlichen Regelung 

"darin, dass in einer rechtsstaatlichen Verfassung wie der unseren für die Anwendung des Grundsatzes 'Gnade vor Recht' eigentlich kein Raum ist. Gnadenrecht ist ein vorkonstitutionelles Recht" (BR-Plenarprotokoll 771, 733).

Darin kommt die zutreffende Sorge zum Ausdruck, dass eine von rechtlichen Bindungen ‑ wie der rechtlich voll überprüfbaren Voraussetzungen eines atypischen Ausnahme- oder atypischen besonderen oder außergewöhnlichen Härtefalles ‑ losgelöste Ermessensgeneralklausel nicht auf die Herstellung von Einzelfallgerechtigkeit für atypische Sonderfälle, sondern die willkürliche, einzelne Ausländer bevorzugende und damit notwendigerweise andere benachteiligende Gewährung von Vergünstigungen nach politischem Gutdünken oder auf mehr oder weniger starken Druck von außen keine angemessene, rechtsstaatliche Lösung des Problems wäre.

Gleichwohl halte ich ‑ statt der vielen, teils zu weit gehenden und teils unbestimmten Ausnahmen des Entwurfs ‑ die Einführung einer solchen allgemeinen "Härtefallklausel" im Sinne einer Ermessensgeneralklausel zur Herbeiführung von Einzelfallgerechtigkeit für eine erwägenswerte und rechtsstaatlich einwandfrei konstruierbare Alternative. Sie muss allerdings problemorientiert sein, darf die Grundentscheidungen des Gesetzes nicht außer Kraft setzen und die Rechtseinheit nicht in Frage stellen. Das schließt es von vornherein aus, alle Ausländerbehörden durch eine solche Vorschrift zu abweichenden Entscheidungen im Einzelfall zu ermächtigen. Nur die obersten Landesbehörden (Innenministerien) ‑ ggf. im Einverständnis mit dem Bundesminister des Innern ‑ könnten hierzu ermächtigt werden. Dabei muss ferner klar sein und in der Durchführung gesichert werden, dass

- wer kein Bleiberecht im Sinne eines Anspruchs hat, Deutschland in aller Regel wieder verlassen und notfalls zwangsweise abgeschoben werden muss;

- wer nicht abgeschoben werden kann, aber freiwillig unter zumutbaren Bedingungen in sein Heimatland zurückkehren kann, in aller Regel ebenfalls nicht mit einer Legalisierung seines Aufenthalts rechnen darf, vielmehr fortdauernd und ggf. mit noch zu verschärfenden Maßnahmen zu einer freiwilligen Ausreise angehalten werden muss;

- Verzögerungen der Aufenthaltsbeendigung, die der Antragsteller selbst zu vertreten hat (wie insbesondere Identitätsverschleierung, Passlosigkeit, aber auch die Stellung mehrfacher unbegründeter Folgeanträge oder Wiederaufgreifensanträge) dürfen grundsätzlich ebenfalls nicht mit einer Legalisierung des Aufenthalts "prämiert" werden;

- die Gewährung von sog. Kirchenasyl als solche keine Ausnahme rechtfertigt und unter Umständen auch als unberechtigte Verfahrensverzögerung bewertet werden kann; 

- in allen übrigen Fällen eine Einzelfallprüfung nach der allgemeinen Härteklausel erst vorzunehmen ist nach einem längeren Aufenthalt im Bundesgebiet und/oder bei besonderen, atypischen Umständen und dass die anschließende Legalisierung des Aufenthaltsstatus den allgemeinen Regeln mit der Chance eines Hineinwachsens in ein Daueraufenthaltsrecht folgt, also insbesondere die Integration und voraussichtliche wirtschaftliche Selbständigkeit ohne Inanspruchnahme der Sozialsysteme sowie Straffreiheit voraussetzt;

- ein Familiennachzug nicht sofort, sondern regelmäßig erst nach einer bestimmten Zeitspanne des legalen Aufenthalts gewährt wird und schließlich

- Ausnahmen von zuvor genannten Bedingungen nicht mit Rücksicht auf politische oder private Einzelinteressen, sondern ausschließlich im öffentlichen, allgemeinen Interesse in Betracht kommen, etwa an besonders qualifizierten Arbeitnehmern oder in Mangelberufen, wenn die Integration festgestellt und die sonstigen Voraussetzungen wie insbesondere wirtschaftliche Selbständigkeit und Straflosigkeit auf Dauer prognostizierbar erscheinen.

Eine solche Ermessensgeneralklausel ließe sich  ‑ ohne Totalrevision des Ausländerrechts ‑ in das bestehende Ausländergesetz einfügen.

3.4 Pull-Effekt

Für das Asylrecht und humanitäre Aufenthaltsrechte muss eine strikte Rechtsbindung auch künftig absoluten Vorrang haben. Nur wenn im Ausland klar ist, wer in Deutschland Aussicht auf Schutz und Aufenthalt hat und wer nicht, kann illegale Zuwanderung gebremst werden. Die als Missbrauch des Asylrechts bezeichnete Ausnutzung der Garantie des Asylverfahrens mit einem vorläufigen Bleiberecht und oft jahrelanger Verfahrensdauer darf nicht einen zusätzlichen Anreiz dadurch erhalten, dass die Gründe für die Gewährung von asylrechtlichem und humanitärem Abschiebungsschutz ausgedehnt und die Erlangung eines Daueraufenthaltsrechts wesentlich erleichtert werden. In diesem sensiblen Bereich sind unklare Ausnahmeregelungen, Ermessensvorschriften oder auch nur regelmäßige, amnestieartige "Altfallregelungen" gefährlich, weil sie die (begründete) Aussicht auf eine trotz allem bestehende Chance zum legalen Daueraufenthalt eröffnen.

Auch wenn viele behaupten, die rechtliche Ausgestaltung des Asyl- und Ausländerrechts habe keinen oder nur einen geringen Einfluss auf Migrationsbewegungen, beweist die sog. große Asylreform des Jahres 1992 das Gegenteil. Auch unter Berücksichtigung aller anderen Faktoren hält deren zuzugsbegrenzende Wirkung offenkundig an. Dabei war es nicht die Veränderung der Rechtsregeln (und schon gar nicht der angebliche Ausschluss von Bleiberechten für Verfolgte), sondern in erster Linie die Signalwirkung der restriktiven Änderungen des Asylrechts im Ausland und die Schaffung von Erstaufnahmeeinrichtungen mit beschleunigten Asyl- und Gerichtsverfahren, die den schlagartigen Rückgang der Asylbewerberzahlen seit 1993 mit bewirkten. Es ist daher anzunehmen, dass eine umgekehrte Wirkung (Pull-Effekt) von der geplanten Ausweitung der Rechtsgründe für asylrechtlichen Abschiebungsschutz und von der wesentlichen Erleichterung der Aufenthaltsbestimmungen für illegal zugewanderte Ausländer, die kein Asylrecht, aber humanitären Abschiebungsschutz erhalten haben, ausgehen wird.

Das letztlich zu beurteilen und zu bewerten, ist indessen keine juristische oder wissenschaftlich messbare, sondern ausschließlich eine politisch entscheidbare Frage.

Die Erweiterung der einfachrechtlichen Asylgründe steht grundsätzlich zur Disposition des Bundesgesetzgebers. Es ist zu begrüßen, dass nunmehr darüber eine politische Diskussion stattfindet und die Frage politisch entschieden werden soll anstatt die höchstrichterliche Rechtsprechung für Schutz- und Statuslücken verantwortlich zu machen und als angeblich völkerrechtswidrig zu diffamieren.

4. Die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur nichtstaatlichen und geschlechtsspezifischen Verfolgung

Die Richter haben die insoweit aufgeworfenen Fragen nach anderen Kriterien zu prüfen und zu entscheiden als das Parlament. Das Bundesverwaltungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung ‑ als letzte Instanz , die in Deutschland die Einhaltung der als Bundesgesetz geltenden Genfer Flüchtlingskonvention rechtlich überprüft ‑ entschieden, dass nur die von einem Staat unmittelbar ausgehende oder mittelbar von ihm zu verantwortende Verfolgung die Flüchtlingseigenschaft begründet. Es hat sich dabei im Übrigen ausdrücklich auf den "Gemeinsamen Standpunkt" des Rates der Europäischen Union vom 4. März 1996 betreffend die harmonisierte Anwendung der Definition des Begriffs "Flüchtling" in Art. 1 des Genfer Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge bezogen (vgl. BVerwGE 104, 254, 256/257). Entgegen der wider besseres Wissen ständig wiederholten Behauptung hat das Bundesverwaltungsgericht die Frage der Staatlichkeit der Verfolgung insoweit nicht nach nationalem Recht, sondern in Anwendung des Völkervertragsrechts entschieden. Seine Auffassung ist völkerrechtlich mindestens so gut vertretbar wie die Gegenansicht und auf jeden Fall nicht völkerrechtswidrig. Es gibt daher schon im Ansatz keinerlei rechtlichen Zwang zu einer Änderung der geltenden Gesetzeslage. 

Kritiker dieser Rechtsprechung sollten auch bedenken, dass die vom Bundesverwaltungsgericht gewählte richterliche Zurückhaltung bei der Auslegung völkerrechtlicher Verträge unter Heranziehung der dafür geltenden besonderen Auslegungsgrundsätze die Gewaltenteilung und den demokratischen Parlamentsvorbehalt in besonderer Weise achtet. Die letztinstanzliche extensive Überinterpretation etwa von Art. 1 A Nr. 2, Art. 33 Abs. 1 GFK in dem Sinne, dass diese auch nichtstaatliche und geschlechtsspezifische Verfolgung umfassen, könnte im Verfassungssystem der Bundesrepublik Deutschland rechtlich und faktisch nicht mehr korrigiert werden. Selbst eine verfassungsändernde Zweidrittelmehrheit von Bundestag und Bundesrat könnten diese Rechtsprechung nicht korrigieren. Völkerrechtliche Verträge sind innerstaatlich so anzuwenden, wie sie die letzte Instanz interpretiert hat. Sie können auch nicht einseitig verändert, sondern nur gekündigt werden. Und das wiederum kann und wird kein Demokrat in Deutschland ernsthaft verlangen, weder für die Genfer Flüchtlingskonvention noch für die Europäische Menschenrechtskonvention.

Es ist deshalb richtig, wenn der Deutsche Bundestag an dieser Stelle legislative  Verantwortung zeigt und übernimmt. Er oder jedenfalls seine Mehrheit muss entscheiden, ob er eine Ausweitung der materiellen Asylgründe auf nichtstaatliche Verfolgung mit allen Konsequenzen politisch verantwortlich beschließt.

Das Geschlecht ist  ein Asylmerkmal im Sinne von Art. 16 a Abs. 1 GG. Das hat das Bundesverwaltungsgericht inzwischen mehrfach entschieden. Dagegen hat das Bundesverwaltungsgericht bisher nicht dazu Stellung genommen, ob der Flüchtlingsbegriff der Genfer Flüchtlingskonvention entsprechend weit auszulegen ist. Das wird in der internationalen Rechtsprechung, Literatur und Staatenpraxis bisher noch immer überwiegend abgelehnt (vgl. etwa . Maaßen, Die Rechtsstellung des Asylbewerbers im Völkerrecht, 1997, S. 278 ff.). Nach deutscher Rechtslage musste das Bundesverwaltungsgericht dazu auch nicht Stellung nehmen, weil § 51 Abs. 1 AuslG (wie unverändert § 60 Abs. 1 des Entwurfs) mit der Bezugnahme auf die politische Verfolgung einen Rückgriff auf die Genfer Flüchtlingskonvention für die Anwendbarkeit auch des sog. kleinen Asyls insoweit entbehrlich macht.

Geschlechtsspezifische Verfolgung kann mithin bereits nach geltendem Recht ein Asylgrund sein, und zwar sowohl nach Art. 16 a Abs. 1 GG als auch nach § 51 Abs. 1 AuslG. Das gilt wegen der Beschränkung des Asylrechts nach Art. 16 a GG und der Flüchtlingseigenschaft nach Art. 1 A, Art. 31 Abs. 1 GFK allerdings nur bei staatlicher oder quasistaatlicher Verfolgung, also nicht bei Eingriffen durch private Dritte, durch Banden oder bei vereinzelten sog. Amtswalterexzessen. Die Ausweitung der Asylgründe durch § 60 Abs. 1 des Entwurfs betrifft daher ‑ bei genauerem Hinsehen ‑ auch in Bezug auf die geschlechtsspezifische Verfolgung nur die Erstreckung auf nichtstaatliche Verfolger.

Bei der Erörterung des Problems der nichtstaatlichen Verfolgung wird die angeblich humanere sog. "Schutztheorie" gegen die angeblich bürokratische sog. "Zurechnungs- oder Verantwortungslehre" aufgeboten und effektvoll in den Vordergrund gestellt, ohne jedoch die dahinter stehenden juristisch-dogmatischen Auslegungsprobleme und -feinheiten darzustellen. Das soll auch hier nicht im Einzelnen geschehen (vgl. aber die Auseinandersetzung hiermit etwa bei Hailbronner, Schriftliche Stellungnahme für die Anhörung des Ausschusses für Menschenrechte des Deutschen Bundestages am 29. November1999, Drs. 14/1136, S. 99 ff.). Auf zwei Punkte möchte ich aber eingehen. Erstens: wer zugibt, dass die Genfer Flüchtlingskonvention ‑ wie nahezu unstreitig ‑ ursprünglich nicht für Kriegs-, Bürgerkriegs- und Armutsflüchtlinge konzipiert war, trägt die juristische Beweislast dafür, dass sich inzwischen eine gegenteilige Auffassung und Staatenpraxis allgemein durchgesetzt hat. Nur dann nämlich kann eine derart wesentliche Ausweitung des Schutzbereichs in Verbindlichkeit erwachsen. Falls nicht, bedarf es zur Einbeziehung dieser Personengruppen einer Vertragsänderung durch die Mitgliedstaaten, in Deutschland übrigens unter Beteiligung des Parlaments, dessen Mitbestimmungsrechte nur so gewahrt werden. Zweitens: wer ‑ wie die Verfechter der sog. Schutztheorie ‑ die Flüchtlingskonvention auf alle schutzbedürftige Personen erstrecken will, müsste konsequenterweise auch alle Armuts- und Elendsflüchtlinge einbeziehen, die "nur" wegen Hunger und Naturkatastrophen, lebensbedrohlicher Krankheit und Obdachlosigkeit fliehen. Denn es ist ‑ allein vom Schutzbedürfnis her betrachtet ‑ egal, aus welchen Gründen Leib und Leben des Einzelnen in existenzielle Gefahr geraten (das gilt übrigens in entsprechender Weise für die Auslegung von Art. 3 EMRK). Diese Schlussfolgerung zieht indessen ‑ jedenfalls zur Genfer Flüchtlingskonvention ‑ bisher niemand. Dahinter verbürgt sich die für das gesamte Asyl- und Flüchtlingsrecht fundamentale Erkenntnis, dass alle internationalen und nationalen Bestimmungen hierzu nur selektiven und nicht allumfassenden Schutz unter Verwendung rechtlich gefasster  Abgrenzungskriterien versprechen.

So schützt auch das deutsche Asylgrundrecht nach seiner Entstehungsgeschichte nur die politisch Verfolgten, also diejenigen, die wegen unverfügbarer Merkmale wie politischer Gesinnung, Ethnie, Rasse oder Religion von ihrem Heimatstaat verfolgt werden und deshalb fliehen müssen. Dabei knüpft es an das herkömmlich ebenso begrenzte Flüchtlingsvölkerrecht an, das in der Genfer Flüchtlingskonvention  seinen Niederschlag gefunden hat. Ein darüber hinausgehendes Völkergewohnheitsrecht mag sich in der Entwicklung befinden, es existiert jedenfalls bisher nicht.

Diese Position ist nicht nur juristisch vertretbar, sondern gültige Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und des Bundesverwaltungsgerichts. Der deutsche Gesetzgeber ist daher nicht verpflichtet, weitergehende Regelungen zu schaffen.

5. Erweiterung der Asylgründe und Aufwertung des sog. kleinen Asyls 

Der Entwurf sieht gleichwohl – in Abkehr vom Referentenentwurf des BMI und zahlreichen Äußerungen des Bundesinnenministers, besonders deutlich anlässlich des Berliner Symposiums zum 50-jährigen Bestehen der Genfer Flüchtlingskommission und des UNHCR am 25. Juni 2001 in Berlin ‑ in Fällen nichtstaatlicher Verfolgung und Verfolgung des Geschlechts erstmals einen Anspruch auf asylrechtlichen Abschiebungsschutz nach § 60 Abs. 1 (= § 51 Abs. 1 AuslG) und ein damit verbundenes, erheblich verbessertes sowie auf Dauer angelegtes Aufenthaltsrecht vor, das demjenigen des Asylberechtigten nach Art. 16 a GG voll entspricht.

Das kann man ‑ auch rechtlich ‑ nur als eine Erweiterung der Asylgründe verstehen und bezeichnen. 

Das ergibt sich schon aus dem weiten Asylantragsbegriff (§ 13 AsylVfG), der auch den Antrag auf asylrechtlichen Abschiebungsschutz umfasst, sowie aus der dem grundrechtlichen Asylrecht identischen Kernrechtsfolge eines Abschiebungsverbots (vgl. § 51 Abs. 1 AuslG und § 60 Abs. 1 des Entwurfs). Außerdem soll künftig das bisher sog. "kleine Asyl" den gleichen ausländerrechtlichen Aufenthaltsstatus wie die Asylberechtigung nach Art. 16 a GG vermitteln. Der einzige rechtliche Unterschied zum verfassungsrechtlichen Asyl ist dessen grundrechtliche Vorwirkung: nur das Grundrecht auf Asyl vermittelt per se einen Anspruch auf Einreise an der Grenze und ein Aufenthaltsrecht während des Verfahrens (so jedenfalls nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und des Bundesverwaltungsgerichts[vgl. BVerwGE 104, 265, 272]). Dagegen gibt weder die Genfer Flüchtlingskonvention noch die Europäische Menschenrechtskonvention ein Recht auf Einreise. Die meisten Befürworter der Neuregelung werden auch das anders sehen und künftig unter Berufung auf das neue Recht noch weiter gehende Ansprüche auf Einreise an der Grenze und vom Ausland aus einfordern...

Die Einbeziehung aller privaten, im Ausland drohenden Gefahren in den Schutzbereich des sog. kleinen Asyls (§ 60 Abs. 1 des Entwurfs = § 51 Abs. 1 AuslG) führt ferner zu einer fast uferlosen, jedenfalls konturlosen Ausdehnung des Asyl​antragsbegriffs in § 13 und damit zugleich der Zuständigkeit des Bundesamts.

Die jetzt schon bestehenden, in der Praxis großen und im Verwaltungsvollzug lähmenden Kompetenzabgrenzungsprobleme zwischen Bundesamt und Ausländerbehörden - die der Entwurf auch sonst nicht angeht - werden noch erheblich zunehmen. Der Vorschlag des Bundesrats (BRDrucks 921/0 Nr. 51 a) löst das Problem nicht, sondern verschärft und verunklart es eher noch. 

Für die politische Bewertung der vorgeschlagenen Änderung wichtiger ist die mit der Ausdehnung der asylrechtlichen Abschiebungsschutzgarantie auf nichtstaatliche Verfolgung automatisch verbundene Begründung eines legalen Aufenthaltstitels, zusätzlich und unterschiedslos für alle, die sich auf Abschiebungshindernisse nach § 60 Abs. 2, 3, 5 und 7 berufen können, insbesondere für viele Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge. Die Regelung in § 25 Abs. 3 bedeutet der Sache nach einen Regelanspruch auf die Gewährung einer Aufenthaltserlaubnis, verbunden nach § 26 Abs. 4 mit einem uneingeschränkten Daueraufenthaltsrecht (Niederlassungserlaubnis) nach nur sieben Jahren. Diese  ohnehin schon verkürzte Frist wird gemäß § 26 Abs. 4 Satz 2 zusätzlich erheblich verkürzt durch die voraussetzungslose Anrechnung der "Aufenthaltszeit bis zur Erteilung der Aufenthaltserlaubnis vorangegangenen Asylverfahrens". 

Allein schon diese Regelungen konterkarieren den ursprünglichen Referentenentwurf des Bundesinnenministeriums und die daraus nur noch verbal übernommene Bezeichnung als Zuwanderungsbegrenzungsgesetz. Bei der vorliegenden Fassung des Entwurfs handelt es sich um ein umfassendes Erleichterungsgesetz für humanitäre Einwanderung, das vor allem bereits illegal Eingereiste und künftig einreisende Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge begünstigt. Das geht auch über die vom Bundesinnenminister zuletzt reklamierte Schließung einer "Statuslücke" weit hinaus. Auch die überaus großzügigen Aufenthaltsregelungen nach der Richtline 2001/55/EG werden überboten. 

6. Schutzlücken oder Statuslücken?

6.1 Keine Schutzlücke für Bürgerkriegsflüchtlinge und Opfer nichtstaatlicher Verfolgung

Eine echte "Schutzlücke" besteht nach geltendem Recht weder für Bürgerkriegsflüchtlinge noch für Opfer nichtstaatlicher Verfolgung. Sie sind nach § 53 Abs. 6, § 54 AuslG grundsätzlich geschützt. Bei konkreten individuellen Gefahren, die den Einzelnen allein oder in herausgehobener Weise betreffen, besteht Abschiebungsschutz nach § 53 Abs. 6 Satz 1 AuslG. Bei allgemeinen Gefahren, die nicht nur dem einzelnen Ausländer, sondern zugleich der Bevölkerung oder einer Bevölkerungsgruppe im Herkunftsstaat drohen, kann die Abschiebung durch sog. Abschiebestopperlasse der obersten Landesbehörden, bei über sechs Monaten Geltungsdauer mit Zustimmung des Bundesinnenministers, gewährt werden. Besteht kein solcher Schutzerlass, muss dem einzelnen Ausländer gleichwohl Abschiebungsschutz in verfassungskonformer Auslegung und Anwendung des § 53 Abs. 6 Satz 1 AuslG gewährt werden, wenn die Allgemeingefahr für den einzelnen Ausländer als extreme Bedrohung von Leib und Leben auswirkt, wenn ihn ‑ nach den Worten der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ‑ die Abschiebung sehenden Auges dem Tod oder schwersten Verletzungen ausliefern würde. 

Zur Erinnerung: Der Schutz vor Abschiebung bildet den Kerngehalt nicht nur des verfassungsrechtlichen Asylanspruchs nach Art. 16 a GG, sondern auch des völkerrechtlichen Flüchtlingsrechts nach der GFK. Dieser Kernschutz wird in Deutschland mithin schon nach geltendem Recht allen Zuflucht suchenden Ausländern ohne Rücksicht auf die Fluchtursachen gewährt. 

Ohne Abschiebungsschutz und damit nach geltendem Ausländerrecht schutzlos bleiben nach der derzeitigen Konzeption des § 53 Abs. 6, § 54 AuslG nur diejenigen Ausländer, 

- die im Falle individueller Einzelgefahren im Sinne des § 53 Abs. 6 Satz 1 AuslG aufgrund einer im Einzelfall getroffenen Ermessensentscheidung der Ausländerbehörde nicht geduldet werden und diejenigen

- die im Falle so genannter Allgemein- oder Gruppengefahren im Sinne des § 53 Abs. 6 Satz 2 AuslG nicht extrem gefährdet sind und für die kein Schutzerlass der obersten Landesbehörde (des Innenministeriums) nach § 54 AuslG besteht. 

6.2 Duldung als "Statuslücke"

An dieser Rechtslage wird in der öffentlichen und politischen Diskussion hauptsächlich kritisiert, durch die Erteilung von maximal auf ein Jahr befristeten (§ 56 Abs. 2 Satz 1 AuslG) -  in der Praxis meist über kürze Zeiträume ausgestellten - Duldungen entstehe ein ungesichertes, nur auf Vollstreckungsschutz beruhendes Bleiberecht, das auch nach zahlreichen (Ketten-)Verlängerungen über mehrere Jahre keinen gesicherten, legalen Aufenthaltsstatus vermittelt, selbst wenn ‑ wie etwa für Bürgerkriegsflüchtlinge aus Afghanistan bis vor wenigen Wochen ‑ eine Änderung der Bedrohungslage im Heimatland nicht absehbar ist. 

Die für diese Fälle eines notgedrungenen längeren, nicht absehbar kurzzeitigen und schnell beendbaren humanitären Aufenthalts in Deutschland konstatierte unbefriedigende aufenthaltsrechtliche Situation wäre indes bereits nach dem geltenden Ausländergesetz systemgerecht durch Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis ‑ entweder auf der Grundlage eines Erlasses nach § 32 AuslG oder im Wege der Aufnahme von Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlingen nach dem aus Kostengründen faktisch leerlaufenden § 32 a AuslG oder nach unanfechtbarem A bschluss des Asylverfahrens (vgl. AuslG-VwV Nr. 30.3 ff.) ‑ lösbar. Das u.a. für solche Fallgruppen vorgesehene Instrument der Aufenthaltsbefugnis aus humanitären Gründen erlaubt nach acht Jahren die Erteilung einer unbefristeten Aufenthaltserlaubnis (vgl. §§ 30, 34, 35 Abs. 1 AuslG) und mündet nach weiteren drei Jahren in eine unbeschränkbare Aufenthaltsberechtigung (§ 27 Abs. 2 Nr. 1 b AuslG). 

Die Lösung des Entwurfs besteht ‑ ganz erheblich weitergehend ‑ in der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für alle Abschiebungsschutzberechtigten nach § 25 Abs. 3 mit dem Anspruch auf Erteilung einer Niederlassungserlaubnis bereits nach sieben Jahren gemäß § 26 Abs. 4, noch dazu ‑ wie bereits erwähnt ‑ unter grenzenloser Anrechnung der Dauer eines vorangegangenen Asylverfahrens (zur Unannehmbarkeit der Anrechnungsvorschrift vgl. auch den nicht beschlossenen Antrag des Bundesrats, BR-Drs. 921/1/01 Nr. 55) und verbunden mit dem Recht auf sofortigen Familiennachzug. 

Wird der Entwurf mit diesen Regelungen Gesetz, dürfte sich diese überaus großzügige, undifferenzierte und jeden Verfahrensmissbrauch ausblendende Regelung schnell herumsprechen. 

6.3 Beseitigung des Ermessens in § 53 Abs. 6 Satz 1 AuslG (= § 60 Abs. 7 

Satz 1 Entwurf)

Vermutlich ebenso schnell oder noch schneller herumsprechen wird sich die vorgesehene Änderung des § 53 Abs. 6 Satz 1 AuslG, der von einer Ermessensvorschrift in eine Sollbestimmung mit Regelanspruch oder ‑ nach weiteren Forderungen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ‑ in eine zwingende Mussvorschrift umgestaltet werden soll (§ 60 Abs. 7 Satz 1 des Entwurfs). Dann müssen künftig ‑ in der Regel oder stets ‑ auch weniger gefährdete und von den allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen nach § 5 Abs. 3 befreite Personen ein Aufenthaltsrecht erhalten (§ 25 Abs. 3), etwa auch der in seinem Heimatland nicht optimal therapierbare oder ärztlich versorgte Kranke ohne Lebensgefährdung oder der vor einem Fronteinsatz geflohene Deserteur. Eine solche Regelung wird vor allem zu einer weiter steigenden Vielzahl von Streitigkeiten in Asylverfahren um Gesundheitsrisiken im Heimatstaat führen und darüber hinaus ganz allgemein die Zuwanderung in das hoch entwickelte deutsche Gesundheitssystem nachhaltig fördern.

6.3 Die verfassungskonforme Auslegung des § 53 Abs. 6 AuslG (= § 60 Abs. 7 Entwurf)

Die bis auf die zuletzt erwähnte Korrektur unverändert übernommene Regelung der §§ 53 Abs. 6,  54 AuslG ist ferner auch deshalb nicht unproblematisch, weil die mit dieser Regelung und ihrer jahrelangen Praxis aufgeworfenen verfassungsrechtlichen Probleme nicht aufgearbeitet werden. 

Wie bereits erwähnt (6.1), hat das Bundesverwaltungsgericht in ständiger Rechtsprechung betont, dass eine verfassungskonforme Handhabung des § 53 Abs. 6 AuslG durch das Bundesamt und die Verwaltungsgerichte erforderlich wird, falls die Innenministerien ihrer objektiven verfassungsrechtlichen Pflicht zum Erlass humanitärer Abschiebestoppregelungen nach § 54 AuslG bei extremen allgemeinen Gefahrenlagen nicht nachkommen. Dieser "Geburtsfehler" der alten Regelung, die an dieser Stelle die Schutz- und Rechtsschutzgrenzen ausloten wollte, übernimmt der Entwurf kommentarlos. Das ist nicht hinnehmbar. Wird das Gesetz geändert, da muss der Gesetzgeber § 53 Abs. 6 AuslG (= § 60 Abs. 7 des Entwurfs) verfassungskonform im Sinne der Rechtsprechung anpassen oder eine andere Lösung finden. 

6.4 Die Praxis zu § 54 AuslG (= § 60 Abs. 11 Entwurf)

Die Innenminister vernachlässigen bisher ihre Pflichten und Befugnisse aus §32 und   § 54 AuslG wohl in erster Linie wegen des befürchtetn Pull-Effekts humanitärer Erlasse und des rechtlichen Zwangs der Zustimmung des Bundesinnenministers zu länger als sechs Monate geltenden Regelungen. Das bewirkt einem faktischen Zwang nur einstimmiger Abschiebestoppregelungen. Künftig ist nach den identischen Regelungen des Entwurfs (§ 23 Abs. 1 und § 60 Abs. 11) nichts anderes zu erwarten. 

Eine Änderung dieser Praxis wäre aber dringend geboten.  Die Wahrnehmung verfassungsrechtlicher Schutzpflichten und die ausdrückliche Prüfung weitergehender ausländerpolitischer Schutzentscheidungen mit eindeutigen positiven und negativen Beschlüssen der Innenministerkonferenz würden nicht nur für eine transparentere Ausländerpolitik sorgen, sondern auch für verfahrensbeschleunigende Handlungsanweisungen an die Ausländerbehörden und rechtliche Klarheit in verwaltungsgerichtlichen Kontrollverfahren. 

6.7 Illegale Zuwanderung in das Gesundheitssystem

In diesem Zusammenhang ist das zu § 53 Abs. 6 Satz 1bereits erwähnte, in der öffentlichen Diskussion bisher allgemein vernachlässigte, vielleicht sogar tabuisierte Problem einer zunehmend gezielten illegalen Einreise in das hoch entwickelte, kostenlose deutsche Gesundheitssystem anzusprechen. 

Die vom Gesetzgeber 1990 vorgesehene und im Entwurf eines Aufenthaltsgesetzes beibehaltenes sog. "Sperrwirkung" von Allgemeingefahren nach § 53 Abs. 6 Satz 2, die nicht nur dem einzelnen Ausländer in eigener Person, sondern zugleich vielen Personen in gleicher oder ähnlicher Lage drohen, sollte die für eine Vielzahl von Menschen präjudiziell wirkende Gewährung humanitären Abschiebungsschutzes wegen der davon ausgehenden Sogwirkung einer ausländerpolitischen Leitentscheidung der Innenministerien vorbehalten. Nicht das Bundesamt oder die einzelne Ausländerbehörde sollten ‑ wie vor 1990 nach den Ermessenstatbeständen des alten Ausländerrechts ‑ hierüber entscheiden, sondern die politische Spitze und bei Regelungen über sechs Monate hinaus unter Beteiligung des Bundesinnenministers. Das war klug gedacht, hat sich aber ‑ wie ausgeführt ‑ weitgehend als praxisuntauglich erwiesen. Die Innenminister haben ihre Verantwortung vielfach nicht wahrgenommen, sondern letztlich den Gerichten die verfassungskonforme Korrektur im Einzelfall überlassen, ohne die unter der Schwelle der extremen Gefahrenlage liegenden Fallgruppen auch nur zu erörtern. Das ist angesichts der zahlreichen damit verbundenen rechtlichen und faktischen Problemen keine Dauerlösung. Insbesondere nicht für die zunehmenden Fälle der angesprochenen Zuwanderung in das deutsche Gesundheitssystem zum Nulltarif. 

Es kann nicht richtig sein, dass jeder Schwerkranke, beispielsweise jeder Dialysepatient und jeder Aids-Kranke, dem es irgendwie ‑ und sei es noch so illegal mit gefälschten Dokumenten, mit Hilfe von Schleusern oder im Wege vorweggenommenen Nachzugs der Großfamilie ‑ gelingt, deutsches Territorium zu betreten, faktisch einen dauerhaften Abschiebungsschutz genießt und künftig sogar ein legales Daueraufenthaltsrecht erhält, wenn im Heimatstaat – und wahrscheinlich in den meisten Staaten außerhalb Europas und Nordamerikas - keine adäquate Versorgung zu erhalten ist. Meines Wissens hat sich die Konferenz der Innenminister mit diesen Fragen noch nicht befasst und es vermieden, eine ausdrückliche positive oder negative humanitäre Schutzentscheidung für einzelne Fallgruppen zu treffen. 

Wer einen sich anbahnenden ‑ aus der Sicht der Betroffenen sehr wohl verständlichen ‑ Zuzug dieser Art in das deutsche Sozialsystem zulässt und künftig mit einem Daueraufenthaltsrecht belohnt, betreibt das Gegenteil von Zuzugsbegrenzung und Fluchtursachenbekämpfung und muss ein Vielfaches an Sozialkosten aufwenden wie für eine Hilfe im Heimatland. 

Ein Ausweg aus dem humanitären Dilemma der Abschiebung auch schwerstkranker Menschen in ein unterentwickeltes Gesundheitssystem könnte insbesondere die Kostenübernahme für lebenserhaltende Therapien ‑ statt der Erteilung eines Aufenthaltsrechts in Deutschland ‑ sein. Dafür gibt es gegenwärtig keine Rechtsgrundlage; sie könnte und sollte aber geschaffen werden und darf nicht am Kostenträger scheitern.

7. Bekämpfung der Fluchtursachen

Fluchtursachenbekämpfung ist im Übrigen, auch wenn sie nicht überall und schon gar nicht von Deutschland allein zu leisten ist, nach allgemeiner Überzeugung immer besser und humaner die Bewältigung von Fluchtschicksalen in Zufluchtsländern. Ich habe persönlich nie verstanden, weshalb die Politik ausgehend hiervon bisher nicht deutlich gemacht hat, dass sie bereit ist, zumindest einen Teil der mit einer effektiven Zuwanderungsbegrenzungspolitik frei werdenden Steuergelder zweckgebunden in Hilfsprogramme des UNHCR und zur Fluchtursachenbekämpfung, d.h. vor allem in die Entwicklungshilfe, zu "reinvestieren". Das gäbe außerdem einer strikten, asylmissbrauchenden Armutszuwanderung bekämpfenden Politik eine größere moralische Glaubwürdigkeit. Daraus folgt aber auch umgekehrt: Die gegenwärtig feststellbare Kürzung von Entwicklungshilfe kann und darf nicht durch eine laschere Einwanderungspolitik "kompensiert" werden. 

8. Familiennachzug 

Obwohl das Verfassungsrecht selbst in Bezug auf die Kernfamilie im Wesentlichen nur eine Berücksichtigung der familiären Lebensgemeinschaft gebietet, ohne dem einzelnen Ausländer grundrechtliche Ansprüche zu vermitteln und auch lange Wartezeiten zu ersparen (vgl. BVerfGE 76, 1, 47 ff.), ist das Familiennachzugsrecht bereits nach geltendem Recht mit weitreichenden Ansprüchen und Ermessensvorschriften ‑ auch zugunsten sonstiger Familienangehöriger in Härtefällen (§ 36 AuslG) – ausgestaltet. Das geht auch über das Maß dessen hinaus, was Art. 8 EMRK gebietet. Der Entwurf enthält insoweit an keiner Stelle Einschränkungen, sondern ‑ soweit ersichtlich ‑ ausschließlich Erweiterungen und Erleichterungen. 

Die mit Abstand bedeutsamste Erweiterung der Familiennachzugsrechte gewährt § 29 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 25 Abs. 3 des Entwurfs für alle Personen, die bisher aus humanitären Gründen nur geduldet waren, künftig aber nach § 25 Abs. 3 i.V.m. § 60 Abs. 2 bis 7 des Entwurfs eine Aufenthaltserlaubnis erhalten sollen. Die undifferenzierte, über die Schließung einer Statuslücke weit hinausgehende Regelung des § 25 Abs. 3 Satz 1 des Entwurfs wird ohne jede Einschränkung und ebenso undifferenziert auf den Familiennachzug übertragen. Das ist ebenso fragwürdig wie die Gewährung des Nachzugsrechts ohne Wartezeit.

Nict untypisch für die Tendenz sonstiger Vorschriften ist ferner § 27 Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs, der ‑ ohne Erwähnung in der Entwurfsbegründung ‑ die Anforderungen an Ausnahmen von der negativen Zuzugsvoraussetzung des Nichtbestehens von Ausweisungsgründen unter deutlich erleichterten Voraussetzungen zulässt, als die bisherige Regelung in § 17 Abs. 5 AuslG (vgl. dazu auch den nicht beschlossenen Änderungsantrag des Bundesrats Nr. 58, BRDrucks 921/1/01). 

Die einzige Verschärfung gegenüber der geltenden integrationshemmenden Rechtslage betrifft den Kindernachzug, nämlich die Regelungen über das in der politischen Diskussion besonders umstrittene Nachzugsalter (§ 32 Abs. 3 des Entwurfs) und die dazu vorgesehenen Ausnahmeregelungen (§ 32 Abs. 2 des Entwurfs), die von § 20 AuslG abweichen.

9. Weitere Regelungen

9.1  Ausweisung und Bekämpfung des Terrorismus

Die Ausweisungsvorschriften entsprechen im Wesentlichen denen des geltenden Rechts; sie werden nur punktuell für Schleuserkriminalität und Verschleierung terroristischer Umtriebe verschärft (vgl. § 54 Nr. 2, 5 und 6 des Entwurfs).

Der Entwurf übernimmt das bisherige System von Ist-, Regel- und Ermessensausweisung. Nicht übernommen hat der Entwurf die vom Bundesrat (BRDrucks 841/01 <Beschluss>) geforderte Aufnahme eines Regelausweisungsgrundes bei Terrorismusverdacht (vgl. auch den nicht beschlossenen Änderungsantrag des Bundesrats, BR-Drs. 921/1/01 Nr. 88). Eine nicht unwesentliche Milderung der Ausweisungsvorschriften enthält § 55 Abs. 2 Nr. 6 des Entwurfs in Bezug auf den Sozialhilfebezug (vgl. dazu den nicht beschlossenen Bundesratsantrag, BR-Drs. 921/1/01 Nr. 90). 

§ 6 des Entwurfs eines Freizügigkeitsgesetzes/EU enthält eigene Regelungen über die Feststellung des Verlustes des Rechts auf Einreise und Aufenthalt und verweist nicht mehr ‑ wie bisher § 12 Aufenthaltsgesetz/EWG ‑ auf die Ausweisungsvorschriften des Ausländerrechts. Mit dieser Neuregelung würde wohl dem Streit mit der EU-Kommission über die Anwendung der zwingenden und Regelausweisungstatbestände auf Unionsbürger die Grundlage entzogen. 

9.2 Folgeanträge

Die in Art. 3 Nr. 42 c des Entwurfs vorgesehene Änderung der Bestimmung über den Folgeantrag in § 71 Abs. 5 AsylVfG will künftig die bisher nur für innerhalb von zwei Jahren gestellte Asylfolgeanträge geltende Regelung auf alle Folgeantragsverfahren ausdehnen. Sie geht damit konsequent den Weg der früheren Änderungsgesetze weiter, Verfahrensverzögerungen und Vollzugsbehinderungen abzubauen, die sich bei der Stellung von Folgeanträgen u.a. dann ergeben, wenn jeweils erneut Abschiebungsandrohungen mit der Möglichkeit der Inanspruchnahme erneuten Eil- und Hauptsacherechtsschutzes erlassen werden müssen. Die Erstreckung der Regelung des § 71 Abs. 5 AsylVfG auf künftig alle Folgeanträge, ist ein ‑ gerade auch von seiner Signalwirkung her ‑ durchaus erwägenswerter Schritt. Dabei erwähnt der Entwurf allerdings nicht praktische Durchführungsschwierigkeiten und Zweifelsfragen des im Übrigen bewährten Folgeantragsverfahrens‑ etwa zur rechtlichen Qualifizierung der Mitteilung des Bundesamts mit Auswirkungen auf die Rechtsschutzform und die Pflicht zur Benachrichtigung des Folgeantragstellers ‑. Die Gelegenheit zu einer gesetzlichen Ausformung wird nicht ergriffen.

Zur Vermeidung von Missverständnissen ist darauf hinzuweisen, dass die vorgeschlagene Regelung den Folgeantragsteller nicht rechtsschutzlos stellt (vgl. etwa BVerwGE 111, 343, 348; 110, 74, 81 und Urteil vom 3. April 2001 ‑ BVerwG 9 C 22.00 ‑ InfAuslR 2001, 357, zur Veröffentlichung in der Entscheidungssammlung BVerwGE vorgesehen ).

§ 70 Abs. 4 AsylVfG verliert durch die Änderung seinen ursprünglichen Sinn, die abschiebungsrechtlichen Folgen eines nicht unter Abs. 5 fallenden Folgeantrags besonders zu regeln (zu Zweifelsfragen hierzu vgl. BVerwG, Urteil vom 3. April 2001 ‑ BVerwG 9 C 22.00  - aaO). Die Bestimmung sollte daher ersatzlos gestrichen werden (so auch der Antrag des Bundesrats BRDrucks 921/01 <Beschluss> Nr. 79). Die Begründung des Antrags des Bundesrats nimmt allerdings nur den in § 71 Abs. 5 AsylVfG vorausgesetzten "Normalfall" des Bestehens einer Abschiebungsandrohung bei Folgeantragstellung in den Blick. Auch für die Fälle, in denen im voorausgegangen Asyl(ers)tverfahren eine Abschiebungsandrohung nicht ergangen ist, erweist sich die Regelung in § 71 Abs. 4 AsylVfG wohl als überflüssig; die §§ 34 ff. sind dann im Folgeantragsverfahren erstmals und unmittelbar anzuwenden.

Eine materielle Regelung für Folgeanträge enthält außerdem Art. 3 Nr. 18 des Entwurfs. Mit der vorgeschlagenen Einfügung eines neuen § 28 Abs. 2 AsylVfG soll künftig auch die Zuerkennung des sog. kleinen Asyls regelmäßig ausgeschlossen sein, wenn auch unanfechtbare Ablehnung eines früheren Asylantrags ein Folgeverfahren auf selbstgeschaffene Nachfluchtgründe gestützt wird. Die hiergegen geltend gemachten Bedenken (vgl. Stellungnahme des Bundesrats BRDrucks 921/01 <Beschluss> Nr. 74) sind wohl nicht begründet. Flüchtling im Sinne des Art. 1 A Nr. 2 GFK kann grundsätzlich auch sein, wer sein Heimatland nicht aus begründeter Verfolgungsfurcht verlassen hat, sondern erst während seines Aufenthaltes im Ausland mit Verfolgung bei seiner Rückkehr rechnen muss (sog. "réfugié sur place"). Das gilt jedoch grundsätzlich nicht für im Ausland selbst geschaffene Nachfluchttatbestände (vgl. Maaßen a.a.O. S. 281 m.w.N.). Die Aussagen in BVerfGE 74, 51, 67 beziehen sich hierauf nicht und dürften deshalb nicht entgegenstehen. 

9.3 Integrationsrecht

Die Notwendigkeit von Integrationsangeboten und -maßnahmen für auf Dauer im Bundesgebiet lebende Ausländer stehen im Kern außer Streit. Sie dürfen insbesondere nicht an den ‑ auch bei einer Beteiligung aller an einem Zuzug Interessierten ‑ erheblichen Kosten und deren Aufteilung zwischen Bund und Ländern scheitern.

Die vorgesehene Regelung leidet vor allem unter zwei Defiziten. Zum Einen sind die Integrationskurse nach ihren inhaltlichen Anforderungen und insbesondere ihrem Umfang nach nicht ausreichend (vgl. Stellungnahme und Antrag des Bundesrats BRDrucks 921/01 <Beschluss> Nr. 31). Zum Andern muss die erfolgreiche Teilnahme für alle ‑ auch für zuwandernde Höchstqualifizierte ‑ zwingend und weitestgehend aufenthaltsrechtlich sanktioniert sein; Ausnahmen müssen eng begrenzt werden und dürfen keinesfalls auf einfache mündliche Sprachkenntnisse reduziert werden. Diesen Anforderungen werden die Regelungen in § 45 und § 8 Abs. 3 des Entwurfs eindeutig nicht gerecht. 
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